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tv. 12055.) Geſetz, betreffend die Anderung der Geſetze über die Handelskammern vom 


24, Februar 1870 (Geſetzſamml. S. 134), 19. Auguſt 1897 (Geſetzſamml. 
S. 343), 2. Juni 1902 (Geſetzſamml. S. 161). Vom 14. Januar 1921. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: N i 


kammern tritt folgender neuer dritter Abſatz: 


Artikel 1. ö 
An Stelle des dritten Abſatzes des § 10 des Geſetzes über die Handels⸗ 


4 Solange ein ſolches Statut nicht erlaſſen iſt, erfolgen die Wahlen 
nach fachlichen Wahlgruppen und nach allgemeinem, gleichem und ge: 
heimem Wahlrecht auf Grund einer vom Miniſter für Handel und 
Gewerbe zu erlaſſenden Wahlordnung. n i 


f Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 14. Januar 1921. 


Das Preußiſche Stgatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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BE) 
(Nr. 12056.) Geſetz über das Übergangsgeld der Staatsminiſter. Vom 14. Januar 1921. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 

ü 81. 

Staatsminiſter, die ihr Amt mindeſtens während dreier Monate bekleidet 
haben und denen kein Anſpruch auf Ruhegehalt gegen den Staat zuſteht, erhalten, 
wenn ſie aus ihrem Amte ſcheiden, ein Übergangsgeld in Höhe der Dienſtbezüge, 
die die im Amte befindlichen Staatsminister nach den jeweils geltenden Beſtimmungen 
beziehen, jedoch unter Ausſchluß der Aufwandsentſchädigung. 

92. 

Das Übergangsgeld wird gewährt vom erſten Tage des auf den Tag des 
Ausſcheidens folgenden Monats für einen Zeitraum, der höchſtens zwölf Monate 
beträgt und nach der Amtszeit der Staatsminiſter in der Weise bemefjen wird, daß 

für jeden vollen Monat der erſten ſechs Monate der Amtszeit, 
für je zwei volle Monate der nächſten ſechs Monate der Amtszeit, 
für je vier volle Monate der nächſten zwölf Monate der Amtszeit 
je ein Monatsbetrag des Übergangsgeldes gewährt wird. 
5 § 3. 

Auf das Übergangsgeld ſind anzurechnen Bezüge aus Dienſteinkommen im 
Sinne des § 27 Abſ. 1 Nr. 2 und Abſ. 2 des Beamtenruhegehaltsgeſetzes, ſoweit 
es ſich nicht um Bezüge für eine vorübergehende Beſchäftigung im Sinne des 
829 Abf. 2 dieſes Geſetzes handelt. Nuhegehaltsbezüge find den Bezügen aus 
Dienſteinkommen gleich zu erachten. 


SA. 
Für Staatsminiſter, denen ein Anſpruch auf Ruhegehalt gegen den Staat 
zuſteht, bewendet es bis zum Erlaß des im Artikel 48 der Verfaſſung vorgeſehenen 
Miniſterpenſionsgeſetzes bei den geltenden Vorſchriften. 


§ 5. . 
Der Zinanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
N 86. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 14. Januar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. Hgeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


2 > 
(Nr. 12057.) Verordnung über die Wahlen zum Landtag im IV. Wahlkreisverbande. Vom 


3. Februar 1921. 


I Grund des § 38 Abſ. 1 des Landeswahlgeſetzes vom 3. Dezember 1920 
Geſetzſamml. S. 559) verordne ich folgendes: 


5. 

Für die im 7. und 8. Wahlkreis (Breslau und Liegnitz) eingereichten 
Kreiswahlvorſchläge kann bis zum 19. Februar 1921 beim Verbandswahlleiter 
erklärt werden, daß die Verrechnung ihrer Reſtſtimmen bis zur Neuwahl im 
9. Wahlkreis (Oberſchleſien) einſchließlich des nach dem Friedensvertrage der Ab⸗ 
ſtimmung unterliegenden Teiles des Kreiſes Namslau aufgeſchoben werden ſoll. 


Eu 

Im Falle des Aufſchubs iſt die Verrechnung der Reſtſtimmen im Wahl⸗ 
kreisverband nur zuläſſig, wenn bei der Neuwahl innerhalb des Wahlkreisverbandes 
eine Verbindung von Kreiswahlvorſchlägen nach $ 15 des Landeswahlgeſetzes zu⸗ 
ſtande kommt. Andernfalls werden die Reſtſtimmen auf den zugehörigen Landes⸗ 
wahlvorſchlag verrechnet. 

9 35 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 3. Februar 1921. 


Der Miniſter des Innern. 
Severing. 


(Rr. 12058.) Verordnung über die Aufhebung des Landesökonomiekollegiums. Vom 
7. Februar 1921. 


Dee Preußiſche Landesökonomiekollegium wird aufgehoben. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erläßt die zur 


Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Beſtimmungen. Er beſtimmt den 
Deitpunkt des Inkrafttretens. a 


Berlin, den 7. Februar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminifterium. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Severing. Lüdemann. 
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(Nr. 12059.) Verordnung über die Auflöſung der Landwirtſchaftskammer in Breslau. Vom J 
7. Februar 1921. 


Au Grund des § 22 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern von 
30. Juni 1894 (Geſetzſamml. S. 126) wird folgendes beftimmt: f 
Die Landwirtſchaftskammer für die Provinzen Niederſchleſien und Ober⸗ 
ſchleſien in Breslau wird aufgelöſt. Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten wird mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. Sie tritt 
mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 7. Februar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Severing. Lüdemann. 


eee 


(Nr. 12060.) Beſchluß, betreffend Durchführung des Reichsgeſetzes über die Beſchäftigung 
Schwerbeſchädigter vom 6. April 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 458) und der 
Ausführungsverordnung vom 17. Mai 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 978). 
Vom 24. Januar 1921. 


1 : Ben | 
Die Einſtellung der Schwerbeſchädigten in ſtaatlichen Betrieben, Büros und 
Verwaltungen erfolgt nach Anordnung der zuſtändigen Reſſortminiſter. 


I 
Von den vorhandenen Arbeitsplätzen ſind wenigſtens zwei vom Hundert oder, 
wenn deren Geſamtzahl 25, aber nicht 50 erreicht, wenigſtens ein Arbeitsplatz 
mit einem Schwerbeſchädigten zu bejegen. 


III. a 
Im Einvernehmen mit dem Miniſter für Volkswohlfahrt trifft jeder Reſſort⸗ 
miniſter nähere Beſtimmungen für die ihm nachgeordneten Betriebe, Büros und 
Verwaltungen.“ . 


* ; ® 
Berlin, den 24. Januar 1921. 


| 
| 
| 
I 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. ö 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 5 
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